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Amin Haidari (Name geändert) und seine Familie in ihrer Wohnung, in der es noch
an vielem fehlt. Bild: Andri Vöhringer

DominicWirth

AchtTage. So langebleibt IbrahimKha-
lil amStückwach, als seineHeimat sich
in die Hölle verwandelt. Mitte August
nehmen die Taliban Kabul ein, ein
Coup wie aus dem Nichts. Es ist jetzt
ihre Stadt. Und kanndamit nichtmehr
die von Khalil sein. Der Familienvater
will nurnochweg.Kämpft sichwieTau-
sende andere zum Flughafen. Kehrt
um, weil es dort kein Durchkommen
gibt. Und wieder. Und wieder. Keine
Zeit für Schlaf, acht endloseTage lang.
Dann, endlich, sitzt er in einem deut-
schen Militärflugzeug, das Kurs auf
Usbekistan nimmt.

Es gibt ein Foto aus diesem Flug-
zeug, Khalil hat es auf seinem Mobil-
telefon gespeichert. Man sieht darauf
eine Frau, an die sich fünf Kinder
schmiegen, eines davon ein Baby. Und
man sieht in ihrem Rücken Ibrahim
Khalil.Mit starremBlick undwächser-
ner Haut schaut er in die Kamera, die
Augen dunkel umrandet.

SeineFamiliehat esgeradenochge-
schafft, es ist der Flug in die Freiheit
und Sicherheit. Nach Europa, in die
Schweiz, ins Land des Arbeitgebers.
Die Khalils, in Kabul gutbetuchte Leu-
te, besitzen zwar nur noch die Kleider
ameigenenLeib.Dochsie sindmitdem
Leben davongekommen.

AlsdieTalibanKabulerobern,
wirdesgefährlich
Ibrahim Khalil ist einer von 36 Afgha-
nen, die für das Schweizer Aussende-
partement (EDA) in Kabul gearbeitet
haben. Er hat wie alle anderen in die-
semArtikel gebeten, seinenNamenzu
ändern, ausAngstumFamilienmitglie-
der, die in Afghanistan zurückgeblie-
ben sind. Der 35-Jährige war in Kabul
fürdasKooperationsbüroderDirektion
fürEntwicklungundZusammenarbeit
(Deza) tätig.DieDezabetriebdasBüro
seit 2002, um Entwicklungsarbeit zu
leisten.Man förderte den Rechtsstaat,
setzte sich fürMädchenschulen ein.

Als die Taliban in Kabul die Macht
übernehmen, greift dasChaosumsich.
Es ist jetzt sehr gefährlich in der Stadt,
gerade für jene, die sich in den Augen
derneuenHerrschermitdemFeindein-
liessenunddeshalbVerrätersind:Ange-
stelltewestlicher Staaten. Leutewie Ib-
rahimKhalil,der sichmit seinerFamilie
versteckt. In Bern beschliesst der Bun-
desratwieanderewestlicheStaaten,das
lokale Personal zu evakuieren. Es soll –
mit der Kernfamilie – ein humanitäres
Visumerhalten.

Insgesamt218Personenwerdenauf
dieseWeise imAugust indieSchweizge-
holt. Daneben fliegt die Schweiz auch
eigeneStaatsbürgeraus–etwadiesechs
Angestelltenmit rotemPass imKabuler

Kooperationsbüro.Dieses ist seitherge-
schlossen.

Es sind dramatische Tage in Kabul.
Doch amEnde ist die Evakuierungsak-
tion ein Erfolg. Um die ausgeflogenen
Afghanen ist es seither ruhiggeworden.
DieseZeitungkonnteehemalige lokale
Angestellte ausfindigmachen. Sie sind
in der ganzen Schweiz verteilt, man
könnte sagen:vomWindeverweht,wo-
bei der Wind das föderale Schweizer
Asylsystem ist. Die Gespräche zeigen,
dass siemit einerReihevonProblemen
kämpfen.Daraufwarten,dassVerspre-
chen eingelöst werden. Und vor allem
ist da dieses Gefühl, beim ehemaligen
Arbeitgeber inVergessenheitgeratenzu
sein. Was sie zu erzählen haben, wirft
die Frage auf, wie weit Verantwortung
reicht. Undwie lange sie anhält.

VielederehemaligenDeza-Leute
lebenbisheute imAsylheim
MohammadEdris hat fast 20 Jahre für
dasKabulerDeza-Bürogearbeitet.Der
48-Jährige erzählt, er habe die kleine
Schweizer Vertretung Anfang der
2000er-Jahre nach dem Fall der Tali-
ban mit aufgebaut. Über die Jahre hat
er viele Funktionen innegehabt. Am
Endewarer zuständig fürdasPersonal-
wesen und IT-Systemadministrator.

Edris sagt, als er im August in der
Schweizgelandet sei, habe ihnbaldein-
mal das Gefühl beschlichen, dass die
vielen Jahre imDienst des Bundes nun
nichtmehr viel zählen.AndenFlugha-
fen inZürich sei niemandvonderDeza
gekommen, umdie evakuiertenAnge-
stellten zu begrüssen. «Und so ist es
dann weitergegangen», so Edris. Bis
heute habe nie jemand der teilweise
langjährigen Arbeitskollegen angeru-
fen, um zu fragen, wie es ihmgeht.

Es ist Edris – und das gilt auch für
die anderen ehemaligen Deza-Lokal-
angestellten, die imText vorkommen–
wichtig, sichbei der Schweiz zubedan-

ken. Für die Rettung. Für das Asyl.
Doch er sagt auch, dass er enttäuscht
und traurigdarüber sei,was seitherpas-
siert ist. «Wir fühlenuns imStichgelas-
sen», sagt er. Und meint damit zum
Beispiel, dass es bei der Deza nieman-
dengibt, der einoffenesOhr fürdie vie-
lenFragenundProblemehat, die ihn in
der neuenHeimat belasten.

Als die 218 evakuierten Afghanin-
nen und Afghanen in der Schweiz an-
kommen,werden sie auf verschiedene
Bundesasylzentren verteilt. Weil sie
über das sogenannte Resettlement-
Kontingent in der Schweiz aufgenom-
menwerden, ist ihr asylrechtlicher Sta-
tus rasch geklärt. SchonMitte Septem-
ber trifft der Brief mit dem positiven
Asylentscheid ein.

Die Afghanen werden nun für die
weitere Integration den Kantonen zu-
gewiesen. In deren Asylzentren seien
die meisten noch heute, sagt der ehe-
maligePersonalverantwortlicheEdris,
der sich über eine Whatsapp-Gruppe
noch immermit vielender ehemaligen
Arbeitskollegenaustauscht.«Ungefähr
70 Prozent von uns leben immer noch
in einemHeim», so Edris.

Das trifft auchauf ihnzu.Mit seiner
siebenköpfigen Familie bewohnt er
zwei Zimmer; eine eigene Wohnung
werde frühestens im Januar erlaubt, sei
ihmbeschiedenworden. Die Situation
sei kaumzuertragen, sagtMohammad,
die Räume seien in schlechtem Zu-
stand. «Wir leben, aber ein Leben ist
das nicht», sagt er, und: «Ich habe fast
zwanzig Jahre für die Schweiz gearbei-
tet, und das ist der Dank. Das macht
mich traurig.»

AlsAminHaidari sich imAugust an
denKabulerFlughafenvorkämpft, um-
tost von Menschen, die alle dasselbe
wollen, da formtermitArbeitskollegen
einenRing. DieMänner halten sich an
denArmen, so gut das geht. Siewollen
so ihreFrauenundKinderbeschützen.

Haidari kann seine Kinder davor be-
wahren, zerquetscht zu werden. Doch
er kann nicht verhindern, dass sie se-
hen,wasumsieherumpassiert.Kinder
undAlte, die vondenMassenzerdrückt
werden.Andere, die vonKugelngetrof-
fen werden. Er hofft, dass die Bilder
wieder aus den Kinderköpfen ver-
schwinden. In seineneigenendrängen
sie immer noch mit grosser Wucht.
«Meine Frau sagt, ich sei nicht mehr
der Alte seit der Flucht», erzählt er.

Haidari sagt von sich, er sei im Ko-
operationsbüro so etwas wie das
SchweizerSackmessergewesen.Für je-
des Problem eine Lösung. Haidari
schaute, dass Schäden am Bürogebäu-
de beseitigt wurden. Erledigte Behör-
dengänge. Handelte Offerten mit
Handwerkern aus. Seit 2016war er für
die Schweiz tätig und zuletzt zuständig
für Beschaffung undLogistik.

Haidari ist ein gastfreundlicher
Mann, er trägt beimGespräch Datteln
und Tee auf, und er kann das in seiner
eigenen Wohnung in einer grösseren
Schweizer Stadt tun; vor ein paar Wo-
chenwurde sie ihm vomKanton zuge-
wiesen. Er sei einer der «lucky ones»,
der Glücklichen, sagt er und lächelt
dazu bitter. Aber auch für Haidari ist
dasneueLebenkompliziert geblieben,
insbesondere die Sache mit der Ab-
gangsentschädigung.

DasAbfindungspaket landet
direktbeidenSozialbehörden
Die Deza hat ihren lokalen Angestell-
ten im September einen Brief in die
Bundesasylzentren geschickt. Darin
hältWalburgaRoos, dieChefindesKa-
bulerBüros, dieAbschiedsmodalitäten
fest. Teil davon ist die Unterschrift
unter ein Dokument mit dem Titel

«DissolutionAgreement»,Auflösungs-
vereinbarung. Mit dem Entscheid, ein
humanitäresVisumzuakzeptieren, sei
die Anstellung beimBundmit der Ein-
reise in die Schweiz als Asylsuchender
zu Ende gegangen, heisst es darin.

ZumAbfindungspaket gehörender
Lohn für denMonat August sowie drei
weitere Monatslöhne, steuerfrei, dazu
dasVorsorgekapital, das sichangesam-
melt hat. Das Geld werde auf ein
Schweizer Konto überwiesen. Auch
kündigtRoos imBrief fürEndeSeptem-
ber einen Team-Event für die Ange-
stellten des Kabuler Büros an. Zudem
stellt sie die Ausstellung von Arbeits-
zeugnissen in Aussicht.

AminHaidari stündenaufgrundder
Vereinbarung mehrere tausend Fran-
ken zu. Es ist Geld, das er dringend
braucht. Sein zweitjüngster Sohnmar-
schiert in diesenWintertagen inGum-
mistiefeln in den Kindergarten. Auch

Die vergessenen
Deza-Leute aus
Afghanistan
Sie sind ausKabul evakuiert worden,weil sie für die Schweiz gearbeitet
haben.Nun sagenmehrere ehemalige afghanischeAngestellte des
Aussendepartements, dass sie sich imStich gelassen fühlen.

MohammadEdris (Namegeändert)
EhemaligerDeza-Angestellter

«Wir leben, aberein
Leben istdasnicht. Ich
habe fast zwanzig Jahre
fürdieSchweizgearbeitet,
unddas istderDank.Das
machtmich traurig.»

Nichts wie weg: Afghaninnen und Afghanenwerden imAugust amKabu-
ler Flughafen vonSoldaten evakuiert – auf demBild ist ein amerikanisches
Militärflugzeug zu sehen. Bild: AP/Keystone (Kabul, 23. August 2021)
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KipptOmikrondreiReferenden?Unterschriften-
sammler sind inQuarantäneoder Isolation
Der Jungfreisinn fordert ein Einfrieren der Sammelfristen.

IndenTelefon-Updates zum«Lex-Net-
flix»-Referendumsahsichder Jungfrei-
sinn einem neuen Phänomen gegen-
über:DieUnterschriftensammlerinnen
und -sammler brechenweg. Entweder
stecken sie in Quarantäne. Oder sie
sind infiziert und in Selbstisolation.

30000 Unterschriften haben die
Jungparteien von FDP, SVP und GLP
gesammelt gegen das Filmgesetz. Es
will, dass künftig auchStreamingdiens-
tewieNetflixvierProzent ihrerEinnah-
men in Schweizer Filme investieren
müssen. Das sind deutlich zu wenig
Unterschriften. 55000müssenes sein,
soll das Referendumbis am20. Januar
sicher zustandekommen.

«Esgibt imMomentnurOmikron»,
sagt Matthias Müller, Präsident des
Jungfreisinns. «Das beschäftigt die
Leute sehr. Dagegen hat ein Referen-
dum zum Filmgesetz natürlich einen

schweren Stand.» Müller fordert ein
Einfrieren der Sammelfristen wie
schon imFrühling2020, alsdiePande-
mie einenerstenHöhepunkt erreichte.
«Das braucht es jetzt.»

Auf der Kippe stehen zwei weitere
Referenden, deren Frist ebenfalls am
20. Januar abläuft. FürdasFrontex-Re-
ferendumsindnur20000Unterschrif-
ten gesammelt worden. Eswill verhin-
dern, dassdie SchweizdieEuropäische
GrenzschutzagenturFrontex zusätzlich
mit 61 Millionen Franken jährlich
unterstützt. Das Organspende-Refe-
rendum kommt auf 33000 Unter-
schriften. Neu müsste man sich in ein
Registereintragen,wennmanseineOr-
gane nach dem Tod nicht spenden
möchte.Die«FreundederVerfassung»
und die SVP unterstützen es nun auch.

Othmar vonMatt

SoverteidigtBundesrat
BersetdasAbwarten
Die entscheidende Frage beiOmikron sei noch nicht
geklärt, sagt derGesundheitsminister.

RetoWattenhofer

JedenMittwoch trifft sich der Bundes-
rat zu seiner wöchentlichen Sitzung –
nicht so dieses Mal. Offiziell ist das
nächsteWiedersehen erst in zweiWo-
chen geplant. Omikron nimmt jedoch
keine Rücksicht auf den Fahrplan der
Landesregierung.DieFallzahlenerrei-
chen täglich neue Höchststände. Zu-
letztwarenes 17634Neuansteckungen
an einemTag.

Diese Entwicklung hat Bundesrat
AlainBerset gesternaufdenPlangeru-
fen – trotz «sitzungsfreier Zeit». Zu-
nächst liess er sich auf demKurznach-
richtendienst Twitter verlauten. Am
frühen Abend nahm der Gesundheits-
minister dann ausführlicher Stellung
imWestschweizerFernsehenRTS. Sei-
ne Botschaft: Der Bundesrat hat die
Lage imGriff.

Wiewirkt sichOmikronauf
Intensivstationenaus?
Berset zeigte sich wenig überrascht
vom epidemiologischen Verlauf. Der
Anstieg der Fallzahlen sei zu erwarten
gewesen. Trotzdem machte der Bun-
desratklar,dassnochnichtderMoment
gekommen ist, um an der Corona-
schraube zu drehen. Zuvor hatte sich
Berset mit Bundespräsident Guy Par-
melinundLukasEngelberger, demPrä-
sidenten der kantonalenGesundheits-
direktoren, ausgetauscht.

Die abwartende Haltung des Bun-
desrates begründete Berset mit den
fehlenden Informationen über den
Krankheitsverlauf bei Omikron. Ent-
scheidend sei, wie sich die Fallzahlen
aufdieHospitalisationenunddieBele-
gungder Intensivstationenauswirkten.
«Wir werden reagieren, wenn es wirk-
lich notwendig ist.»

Der Bundesrat hat das nächste Pa-
ketmitVerschärfungen –darunter auch
Schliessungen –bereits geschnürt.Ber-
set betonte, es seien «extrem brutale»
Massnahmen, besonders für dieWirt-
schaft. Zum Zug kommen könnte die
schärfereVariante,dieMitteDezember
in derKonsultation durchgefallenwar.
Diese sahvor,Beizen,Clubs,Hallenbä-
der oder Fitnesscenter zu schliessen –
also überall dort, wo keine Maske ge-
tragen werden kann. Private Treffen

wären zudem auf fünf Personen be-
schränkt.

BundsollZepter in
dieHandnehmen
Das Schweigen der Landesregierung
hatte in den letztenTagen für Verwun-
derung und auch Kritik gesorgt. In ei-
nigen Kantonen war der Ruf nach
einem härteren Kurs laut geworden.
Der Luzerner Gesundheitsdirektor
GuidoGrafhatte amDienstag schärfe-
re Massnahmen vom Bundesrat ver-
langt. «Die Situation in den Spitälern
spitzt sichweiter zu», warnte er.

Auch sein Genfer Amtskollege
MauroPoggia forderte gegenüberRTS,
dass derBundwieder dasZepter in die
Handnehme.Es sei anderZeit,wieder
in die ausserordentliche Lage überzu-
gehen. Den Kantonen weitere Mass-
nahmen zu überlassen, bezeichnete
Poggiadagegenals etwasheuchlerisch.

Berset liess diesen Vorwurf nicht
gelten. Das Gesetz verbiete es, eine
ausserordentliche Lage auszurufen.
ZudemhabederBundesrat imDezem-
ber viel Verantwortung übernommen.
EinenSeitenhiebgegenLuzernkonnte
sich Berset dabei nicht verkneifen.
Noch vor zwei Wochen habe sich der
Kanton in der Konsultation gegen
schärfereMassnahmengewehrt, rief er
in Erinnerung.

den anderen Kindern fehlt es an war-
men Kleidern. In derWohnung gibt es
zwar neuerdings Sofas für die sechs-
köpfige Familie, aber keinen Stuben-
tisch, keinen Teppich, keinen Fernse-
her, zu wenig Küchenutensilien. «Wir
brauchen so viele Dinge, wir mussten
ja alles zurücklassen», sagtHaidari.

VomSozialamtgibt es zwarGeld für
Anschaffungen, doch weit reicht das
nicht. Auf das Geld aus dem Abfin-
dungspaket der Deza habe er keinen
Anspruch, weil er als Flüchtling auf
Sozialhilfe angewiesen sei, hat ihmdas
Amtbeschieden.ErmüssedasGeldab-
geben. Haidari ist enttäuscht, und er
sagt, das passe für ihn zu seinenErfah-
rungenmit den kantonalen Behörden.
«Unsere Geschichte spielt überhaupt
keine Rolle mehr, wir sind einfach
Flüchtlinge wie alle anderen», sagt er.
Er hätte sich gefreut, wenn es einen
Brief der Deza gäbe, den er vorweisen

könnte.Aber erhat nichts.Und sagt, er
spüre von Seiten der Behörden stets
diesesMisstrauen. «Dasmachtmir zu
schaffen», soHaidari, ein stolzerMann,
der von sich sagt, er sei noch nie in
seinem Leben auf fremde Hilfe ange-
wiesen gewesen. Es gefällt ihm nicht,
es jetzt zu sein.

WieHaidari berichtenauchandere
ehemaligeafghanischeAngestellteder
Deza, bis heute keinen Zugriff auf das
Geld aus dem Abschiedspaket zu ha-
ben. Aus dem Team-Event, den die
ehemalige Chefin versprochen hatte,
ist bishernichts geworden.Auchaufein
ArbeitszeugniswartenHaidari und sei-
neArbeitskollegenbis heute.EinEDA-
Sprecher schreibt auf Anfrage, die
Arbeitszeugnisse seien noch nicht alle
finalisiert, sie sollen Anfang 2022 zu-
gestellt werden. Den geplanten Team-
Event habe man aufgrund von Covid-
Restriktionenbisheutenichtdurchfüh-
ren können.

DerBundspieltdenBall
andieKantoneweiter
Als der Bundesrat im August eine Me-
dienkonferenzzumThemaAfghanistan
abhielt, legteMigrationsministerinKarin
Keller-Sutter viel Wert darauf, über die
Fürsorgepflicht zusprechen,welchedie
Schweiz als Arbeitgeberin gegenüber
den lokalenAngestellten inKabulhabe.
AllerdingsscheintdieseFürsorgepflicht
ziemlich rasch vergessen gegangen zu
sein. Aus den besonderen Flüchtlingen
sindganznormale geworden.

Im Brief vom September schreibt
Walburga Roos ihren ehemaligen An-
gestellten, mit dem Wechsel von den
Bundesasylzentren in die Kantone sei-
ennundieseverantwortlich für sie. Für
das Aussendepartement war die Sache

damit anscheinend erledigt. Der EDA-
Sprecher betont auf Anfrage erneut,
dass mit dem positiven Asylentscheid
unddemAblaufdesArbeitsverhältnis-
ses die ehemaligen Angestellten und
ihre Angehörigen in die Obhut «der
kantonalen Behörden respektive Ge-
meinden»gelangt seien.FürdieUnter-
stützung im Alltag seien nun in erster
Linie diese zuständig. Das EDA habe
aber nach der Ankunft in der Schweiz
eine Whatsapp-Gruppe eröffnet, um
beiFragen sogutwiemöglich zuunter-
stützen, insbesondere betreffend der
Auszahlung der Löhne. Amin Haidari
sagt, weil in der Gruppe Fragen oft
nichtbeantwortet seien,hätten sichbe-
reits mehrere ehemalige Angestellte
aus dieser verabschiedet.

Laut dem EDA wurden bisher in
17FällendieLohnguthabenüberwiesen.
VierderÜberweisungenseienaufgrund
einer Lohnabtretung direkt an die zu-
ständigenBehördengegangen.Manre-
spektiereentsprechendekantonaleund
kommunale sozialhilferechtliche Be-
stimmungen, sagt der EDA-Sprecher.
Bei 19 Personen sei die Überweisung
noch ausstehend,weil noch keineKon-
toinformationen für die Überweisung
vorliegen.

DerArbeitsrechtlerkritisiert
dasAussendepartement
Reicht das, was das EDA für seine ehe-
maligen Angestellten seit der Ankunft
in der Schweiz gemacht hat? Die Frage
geht an Kurt Pärli, Professor für Sozia-
lesPrivatrechtanderUniversitätBasel.
Der Arbeitsrechtsexperte hält zuerst
einmal fest,dass längsteinArbeitszeug-
nis hätte ausgestellt werden müssen.
Under sagt, esgebeganzbestimmteine
moralischePflicht, dass dasAussende-
partment zumindest ein Auge darauf
hat, wie es den ehemaligen Angestell-
ten bei der Integration in der Schweiz
ergeht, und ihnenwennnötig hilft.

Pärli ist auchderMeinung,dass sich
arbeitsrechtlichnochgewissePflichten
herleiten lassen. «Die Fürsorgepflicht
ist mit der Evakuierung nicht vorbei.
Wer A sagt, muss auch B sagen», so
Pärli. Für ihn müsste das EDA weitere
Unterstützung anbieten – oder zumin-
dest überprüfen, ob die vorhandenen
Strukturen für die besonderenBedürf-
nisseder ehemaligenAngestelltenaus-
reichen.

Früher kam esmanchmal vor, dass
Ibrahim Khalils Telefon tief in der
Nacht geklingelt hat. Er erzählt, dass er
dann immer rangegangen sei. Könnte
ja sein, dass jemand inGefahr ist. Und
das wäre dann seine Aufgabe, die des
Sicherheitsoffiziers des Kooperations-
büros. Seit fünf Jahren war er für die
Schweiz tätig, sondierte die Lage, ana-
lysierte Gefahren, gab Verhaltensan-
weisungenheraus,wennsichLeuteaus
demDeza-Büro imLand bewegten.

In Kabul verdiente der junge Fami-
lienvater zuletzt 3000 Dollar im Mo-
nat, ein guter Lohn. Die Familie hatte
kürzlicheineWohnunggekauft, es fehl-
te annichts.Dochnun ist allesweg. Ib-
rahimKhalil, der islamischesRechtund
Rechtsprechung studiert hat und inAf-
ghanistan auch schon fürNGOs arbei-
tete, hatte gehofft, dassdieDeza inder
Schweiz vielleicht Verwendung für ihn
findet.Docherhatnichtsmehrgehört.
Und steckt in einem kantonalen Zen-
trumfest.DieWohnungssuche fällt ihm
schwer. «Wir bräuchten Hilfe, aber es
wurdeunsgesagt, dassdie Sucheunse-
re Aufgabe sei», sagt er.

Khalil fragt sichnun, oberdasTele-
fon immer noch abnehmen würde. Er
bekleidete einen wichtigen Posten im
unsicherenAfghanistan.Undeswar für
ihnein sehr gefährlicher Job.Weil Leu-
te wie er als eine Art Spion bei den Ta-
liban noch geringer geschätzt wurden
als alle anderen, die fürwestlicheStaa-
tenarbeiten.Khalilmochte seineArbeit
dennoch gerne, weil er fand, dassman
Fremden helfen muss, wenn sie im
eigenen Land zuGast sind.

Amin Haidari (Name geändert)
EhemaligerDeza-Angestellter

«UnsereGeschichte spielt
hierüberhauptkeine
Rollemehr,wir sind
einfachFlüchtlinge
wiealle anderen.»

Alain Berset: «Wir werden reagieren,
wenn es wirklich notwendig ist.»

Bild: Anthony Anex/Keystone
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